
3. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde Balow vom 17.07.2024 

Auf der Grundlage des § 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV 
M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Mai 2024 (GVOBI. M-V 2024 S. 270), letzte 
berücksichtigte Änderung: zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 18. März 2025 
(GVOBI. M-V S. 130, 136) wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 16.09.2024 und 
nach Anzeige bei der Rechtsaufsichtsbehörde nachfolgende 3. Satzung zur Änderung der Haupt­ 
satzung der Gemeinde Balow vom 19.01.2026 erlassen: 

Artikel 1 

1. Im Absatz 4 des § 8 - Öffentliche Bekanntmachungen - wird folgender letzter Satz ergänzt 

Die zusätzlichen Internetbekanntmachungen nach Vorschriften des BauGB erfolgen 
über die Internetseite www.grabow.de. 

2. Der Absatz 6 des § 8 - Öffentliche Bekanntmachungen - wird wie folgt geändert: 

Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Gemeindever­ 
tretung und ihrer Ausschüsse erfolgen durch Aushang in dem Bekanntmachungs­ 
/Aushangkasten, Standort: Bushaltestelle an der Grundschule, Am Wirtschaftshof. 
Dabei dürfen 3 Tage Aushangfrist nicht unterschritten werden, wobei der Tag des An­ 
schlages und der Tag des Abnehmens nicht mitgerechnet werden. Beginn und Ende des 
Aushanges sind auf den ausgehängten Exemplaren mit Unterschrift zu vermerken. 

Artikel 2 

Die Bürgermeisterin wird ermächtigt, den Wortlaut der Hauptsatzung in der vom Inkrafttreten die­ 
ser Änderungssatzung an geltenden Fassung unter www.grabow.de öffentlich bekannt zu machen. 

Artikel 3 

Die 3. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung vom 17.07.2024 tritt am Tage nach der Bekannt­ 
machung in Kraft. 

Balow, den 19.01.2026 
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Verfahrensvermerk: 
Soweit beim Erlass dieser Satzung gegen Verfahrens- und Formvorschriften verstoßen wurde, können diese 
entsprechend § 5 Abs. 5 der Kommunalverfassung des Landes M-V nur innerhalb eines Jahres geltend ge­ 
macht werden. Diese Frist gilt nicht für die Verletzung von Anzeige-, Genehmigungs- und Bekanntma­ 
chungsvorschriften. 


